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Kurzzusammenfassung

Die Einführung des Konzepts sicherer Herkunftsstaaten durch die EU zielt darauf ab, Prozesse 
schneller und effizienter zu gestalten. Es sollen Asylanträge je nach Sicherheitslage im Her-
kunftsstaat der Asylsuchenden unterschieden werden. Diese Unterscheidung wurde eingeführt, 
um es Asylsuchenden, denen aufgrund der Lage in ihrem Heimatland höchstwahrscheinlich ein 
Schutzanspruch zusteht, leichter zu machen sowie Zeit und Ressourcen bei persönlichen Gesprä-
chen einzusparen. Gleichzeitig sollte Menschen aus laut Einstufung „sicheren Herkunftsstaaten“ 
so das Recht zugesichert werden, einen Asylanspruch aufgrund der drohenden Verfolgung ihrer 
Person geltend zu machen. 

Die mehr als eine Million syrischen Geflüchteten, die seit Beginn des syrischen Konflikts im Jahr 
2011 nach Europa gekommen sind, haben sehr von dieser Regelung profitiert. Mit dem Erstarken 
von migrationsfeindliche Tendenzen in Europa drängten jedoch mehr und mehr Mitgliedstaaten 
auf die Einstufung Syriens als sicherer Herkunftsstaat, obwohl die Lage in Syrien noch immer ex-
trem instabil ist und für Rückkehrer*innen eine akute Gefahr darstellen könnte. Der Druck nahm 
insbesondere nach dem Sturz des Assad-Regimes am 8. Dezember 2024 weiter zu. Während die 
neue syrische Regierung einige positive Schritte hin zu einer Übergangsjustiz und Friedensförde-
rung unternommen hat, gibt es in mehreren Regionen des Landes noch immer heftige Gewaltaus-
brüche, die allein im vergangenen Jahr 3.000 Menschen das Leben gekostet haben.
 
Um die Einhaltung der Rechte Geflüchteter sowie internationaler Schutzstandards überall auf 
der Welt zu gewährleisten, müssen die EU-Mitgliedstaaten mit gutem Beispiel vorangehen und 
dafür Sorge tragen, ihre internationalen Verpflichtungen sowie regionale und nationale Rechts-
vorschriften in Bezug auf die Rechte von Geflüchteten umzusetzen. Dazu gehört auch, anzuer-
kennen, dass Syrien zwar auf dem Weg sein mag, ein sicherer Herkunftsstaat zu werden, derzeit 
jedoch die Kriterien für eine solche Einstufung noch nicht erfüllt.

Einleitung

Die EU hat sich zum Ziel gesetzt, einheitliche Regeln und Verfahren zum Thema Asyl einzuführen 
in dem Bestreben, die Einhaltung der Menschenrechtsverpflichtungen der EU zu gewährleisten 
und gleichzeitig die Effizienz und Fairness bei der Bearbeitung von Asylanträgen unabhängig von 
den zuständigen Entscheidungsträger*innen zu erhöhen. Zu diesem Zweck hat das Europäische 
Parlament 2013 die Neufassung der Asylverfahrensrichtlinie verabschiedet. Darüber hinaus wur-
den mehrere andere Regelwerke mit dem Ziel überarbeitet, das Asylrecht in allen EU-Mitglied-
staaten zu harmonisieren. 2019 wurde das Gemeinsame Europäische Asylsystem eingeführt, um 
die Gewährleistung einheitlicher Standards in allen EU-Mitgliedstaaten weiter voranzutreiben. 
Dabei wird insbesondere die gemeinsame Verantwortung, die Würde der Asylsuchenden bei der 
Antragsbearbeitung zu wahren, eine gerechte Behandlung sicherzustellen und ähnliche Verfah-
ren für die Überprüfung von Einzelfällen unabhängig vom Land der Antragsstellung zu gewähr-
leisten, herausgestellt.

https://ecre.org/wp-content/uploads/2016/07/ECRE-Information-Note-on-the-Asylum-Procedures-Directive-recast_December-2014.pdf
https://www.euaa.europa.eu/asylum-report-2020/21-common-european-asylum-system-and-current-issues
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Diese Bemühungen konnten einige Erfolge verzeichnen. Dazu zählt die Vereinheitlichung von 
Definitionen im Bereich Asyl, beispielsweise die Definition eines „sicheren Herkunftsstaates“, 
sowie eine höhere Standardisierung der Verfahren und der Daten für die Bearbeitung von Asylan-
trägen. Allerdings ist die europäische Asylpolitik komplex und vielschichtig. Sie unterliegt gleich 
mehreren Gesetzen und Vorschriften, die zudem häufig abgeändert werden. Dadurch ist es schon 
für Migrationsexpert*innen schwierig, die daraus resultierenden Rechte und Verfahren zu verste-
hen – von Asylsuchenden und Geflüchteten ganz zu schweigen. Zudem hat der Europäische Rat 
für Flüchtlinge und im Exil lebende Personen (ECRE) festgestellt, dass die Neufassung der Asyl-
verfahrensrichtlinie den Mitgliedstaaten viel Handlungsspielraum dabei lässt, wie die Richtlinie 
im jeweiligen Land umgesetzt wird. Gleichzeitig berge die extreme Komplexität ihrer Vorschriften 
die Gefahr, die Effektivität der Verfahrensgarantien zu unterwandern, und verkompliziere dem-
nach ihre ordnungsgemäße Umsetzung.

Derartige Manöver bzw. das hohe Maß an Ermessensspielraum bei der Anwendung der Rechte 
von Asylsuchenden standen im Mittelpunkt vieler Diskussionen über den Rückgang des Schutzes 
für Geflüchtete sowie die Einhaltung der mit ihren Rechten verknüpften Verpflichtungen. Dies 
wird auch in den Diskussionen zu Syrien deutlich: Einige EU-Mitgliedstaaten warben schon vor 
dem Sturz des Assad-Regimes für die Möglichkeit von Rückführungen, obwohl grauenvolle Miss-
handlungen der Bevölkerung weit verbreitet waren. Seit dem Sturz des Assad-Regimes fordert 
eine wachsende Zahl von EU-Staaten und anderen regionalen Aufnahmeländern, das Land als 

Beispiele für die Komplexität des EU-Asylrechts:

Tauziehen um die Erstellung einer gemeinsamen Liste sicherer Herkunftsstaaten:
•  	Die ursprüngliche Asylverfahrensrichtlinie sah die Erstellung einer gemeinsamen Liste si-

cherer Herkunftsstaaten vor, die in allen EU-Mitgliedstaaten Anwendung finden sollte. 
Dieses Vorhaben wurde jedoch vom Europäischen Parlament angefochten mit der Be-
gründung, dass es kein Organ in der EU gebe, das berechtigt sei, eine solche einheit-
liche Umsetzung zu gewährleisten. Der Gerichtshof der Europäischen Union (GHdEU) 
gab dem Parlament recht. 

•  	Folglich gibt es bis heute keine gemeinsame Liste sicherer Herkunftsstaaten in den 
EU-Mitgliedstaaten, sodass Asylsuchende kaum Klarheit über ihre jeweilige Lage ha-
ben können, da diese stark von dem Land abhängt, indem sie Asyl beantragen. 

•  	Es steht zu erwarten, dass sich diese Regelung in den kommenden Jahren erneut än-
dern wird, da die Europäische Kommission einen Vorschlag zur Änderung der Verord-
nung über ein gemeinsames Asylverfahren eingebracht hat, um zu erwirken, dass die 
Erstellung einer gemeinsamen EU-Liste sicherer Herkunftsländer in die Verordnung 
aufgenommen wird.

Einstufung von Teilen eines Landes als sicher:
•	 Die ursprüngliche Asylverfahrensrichtlinie ermöglichte es, einen Teil eines Territori-

ums für sicher zu erklären, oder ein gesamtes Land für sicher zu erklären und einzelne 
Teile seines Territoriums von dieser Einstufung auszunehmen. Mit Inkrafttreten der 
Neufassung der Asylverfahrensrichtlinie ist dies nicht länger möglich.

•	 Allerdings könnte es auch weiterhin möglich sein, ein Land als sicheren Herkunfts-
staat einzustufen und dabei bestimmte demographische Ausnahmen vorzunehmen, 
beispielsweise für religiöse Minderheiten oder Angehörige der LGBTQ+-Gemein-
schaft. Ein bevorstehendes Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof wird Klarheit 
schaffen, ob solche Ausnahmen erlaubt sind. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2024/762315/EPRS_BRI(2024)762315_EN.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52025PC0186
https://ecre.org/wp-content/uploads/2016/07/ECRE-Information-Note-on-the-Asylum-Procedures-Directive-recast_December-2014.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2024/762315/EPRS_BRI(2024)762315_EN.pdf


sicher einzustufen. Das steht in Widerspruch zu der tatsächlichen Lage vor Ort, die von großer 
Instabilität und Unsicherheit geprägt ist. Denn Vergeltungsschläge gegen die alawitische Minder-
heit mit Hunderten Todesopfern, konfessionell motivierte Gewalt zwischen bewaffneten Gruppen 
von Drusen und Beduinen sowie Angriffe auf die drusische Zivilbevölkerung und Massenvertrei-
bungen sind genauso an der Tagesordnung wie die anhaltende israelische Bombardierung sowie 
Einbrüche und Entführungen, um nur einige Beispiele zu nennen. 
 
Vor diesem Hintergrund würden Argumentationen, dass Syrien sicher für Rückkehrer*innen ist, 
zu einer falschen Anwendung der Einstufung als sicherer Herkunftsstaat führen und könnten zu-
dem sogar einen Verstoß gegen das Völkerrecht darstellen. Kritiker*innen argumentieren, dass 
der Ruf nach Rückführungen nach Syrien vielmehr eine Antwort auf lokale politische Dynamiken 
und zunehmende Antimigrationstendenzen in Europa ist als eine neutrale Anwendung europäi-
schen Rechts und nationaler gesetzlicher Verpflichtungen zum Schutz von Geflüchteten. Wenn 
jedoch die neutrale Anwendung geltenden Rechts außer Acht gelassen wird, um populistische 
Forderungen zu bedienen, schafft dies einen gefährlichen Präzedenzfall – nicht nur für die Rechte 
von Geflüchteten, sondern für das ganze Spektrum von Menschenrechtsverpflichtungen. Wenn 
Staaten ein übermäßig großer Ermessensspielraum bei der Interpretation rechtlicher Standards 
und der Anwendung von Menschenrechtsverpflichtungen eingeräumt wird, besteht die Gefahr, 
dass diese Rechtsvorschriften als bloße Leitlinien behandelt werden. 

Das Konzept des sicheren Herkunftsstaates

In der Asylverfahrensrichtlinie wird der Begriff „sicherer Herkunftsstaat“ folgendermaßen defi-
niert: 
 
 	 „Ein Staat gilt als sicherer Herkunftsstaat, wenn sich anhand der dortigen Rechtslage, der An-

wendung der Rechtsvorschriften in einem demokratischen System und der allgemeinen politi-
schen Lage nachweisen lässt, dass dort generell und durchgängig weder eine Verfolgung [...] 
noch Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe noch Bedrohung 
infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaff-
neten Konflikts zu befürchten sind.“ (RICHTLINIE 2005/85/EG DES RATES vom 1. Dezember 
2005)1

 
Die Richtlinie nennt zudem einige Faktoren, die bei der Beurteilung, ob ein Staat ausreichend 
Schutz vor Misshandlung und Verfolgung bietet, berücksichtigt werden können. Dazu zählen: die 
Wahrung der Menschenrechte, insbesondere der unabdingbaren Rechte wie der Schutz vor Fol-
ter, Verfolgung und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung; die Einhaltung des Grund-
satzes der Nicht-Zurückweisung; und die Gewährleistung, dass die Menschen in diesem Staat 
Zugang zu Rechtsbehelfen im Fall von Verletzungen ihrer Rechte und Freiheiten haben.

Die Definition und Kriterien für die Einstufung sicherer Herkunftsstaaten sind objektiv und tragen 
bei korrekter Anwendung signifikant zur effizienten Bearbeitung von Asylanträgen bei. Allerdings 
wird das Konzept in der Praxis oft genutzt, um die Zahl positiv beschiedener Asylgesuche so weit 
wie möglich zu reduzieren. Beispielsweise kann das Konzept nach Ansicht des Europäischen Par-
laments als automatischer Ausschluss Staatsangehöriger sicherer Herkunftsstaaten vom Flücht-
lingsstatus ausgelegt werden oder eine Sicherheitsvermutung zu Grunde legen, die von den be-
treffenden Staatsangehörigen dann widerlegt werden muss.        
1 Die Definition bleibt auch in der Neufassung der Asylverfahrensrichtlinie dieselbe:
https://www.refworld.org/reference/research/ecre/2015/en/107279?prevDestination=search&prevPath=/search?key-
words=safe+country+of+origin&sort=score&order=desc&result=result-107279-en 
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https://www.refworld.org/reference/research/ecre/2015/en/107279?prevDestination=search&prevPath=/search?keywords=safe+country+of+origin&sort=score&order=desc&result=result-107279-en
https://www.refworld.org/reference/research/ecre/2015/en/107279?prevDestination=search&prevPath=/search?keywords=safe+country+of+origin&sort=score&order=desc&result=result-107279-en
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2024/762315/EPRS_BRI(2024)762315_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2024/762315/EPRS_BRI(2024)762315_EN.pdf


In einer Rede im Jahr 2015 sagte der damalige Präsident der Europäischen Kommission Jean-
Claude Juncker, die Einstufung von Ländern als sichere Herkunftsstaaten helfe dabei, besser 
zwischen denjenigen Menschen zu unterscheiden, die offensichtlich internationalen Schutzes 
bedürfen und deren Asylgesuch daher viel Aussicht auf Erfolg hat, und denjenigen Menschen, 
die ihr Land aus anderen Gründen verlassen, die nicht unter das Asylrecht fallen. 

Laut UNHCR widersprechen solche Aussagen aus verschiedenen Gründen dem Geist der Flücht-
lingskonvention von 1951. Denn dadurch wird eine Unterscheidung zwischen Asylsuchenden 
aus verschiedenen Ländern geschaffen und Antragstellenden aus sicheren Herkunftsstaaten wird 
eine höhere Beweislast aufgebürdet, was nach der Flüchtlingskonvention eine Diskriminierung 
darstellt. Der UNHCR hat darauf hingewiesen, dass alle Anträge allein auf Grundlage der jewei-
ligen Einzelsituation beurteilt werden müssen, und dass Antragstellende eine reale Möglichkeit 
haben müssen, eine Vermutung der Sicherheit in ihrem Herkunftsstaat zu widerlegen, sowie das 
Recht, wirksame Rechtsmittel im Falle einer negativen Entscheidung einzulegen (Anfechtung). 
Eine solche Anfechtung sollte von einer Behörde geprüft werden, die unabhängig von derjenigen 
ist, welche die ursprüngliche Entscheidung getroffen hat, und sie sollte eine aufschiebende Wir-
kung haben, sodass die antragstellende Person im Land verbleiben kann, bis die Überprüfung 
des Falls abgeschlossen ist. Demnach sollte die Einstufung als sicherer Herkunftsstaat lediglich 
dafür genutzt werden, sicherzustellen, dass Anträge von Personen aus Staaten, die nicht sicher 
sind, schneller und effizienter bearbeitet und mögliche Rückstaus vermieden werden, während 
Anträge von Personen aus grundsätzlich sicheren Staaten einer Einzelfallprüfung unterzogen 
werden, bevor eine Entscheidung getroffen wird. 
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Das Recht auf Anfechtung:
•	 Gemäß Völkerrecht muss Asylsuchenden die Möglichkeit eingeräumt werden, vor ei-

nem unparteiischen, unabhängigen und ordentlichen Gericht Rechtsbehelf gegen die 
Entscheidung über ihren Status einzulegen. 

•	 Leider verpflichtet die Neufassung der Asylverfahrensrichtlinie die EU-Staaten nicht 
dazu, Asylsuchenden den Aufenthalt im Land bis zum Abschluss der Überprüfung ih-
res Falls zu gewähren. Diese Lücke könnte fatale Folgen haben, wenn fälschlicherwei-
se entschieden wird, dass es für Asylsuchende sicher ist, in ihr Herkunftsland zurück 
zu kehren, sie jedoch bei Rückkehr Verfolgung ausgesetzt sind, was eine Verletzung 
des Grundsatzes der Nicht-Zurückweisung darstellt. In solchen Fällen sind die Betrof-
fenen zudem nicht in der Lage, die Anfechtung der Behördenentscheidung zu Ende 
zu führen, sodass ihnen ein wirksamer Rechtsbehelf verwehrt wird, was zu weiteren 
Verletzungen des Grundsatzes der Nicht-Zurückweisung führen kann.

Diskriminierende Beweislast:
•	 Laut der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs in der Sache A gegen Migra-

tionsverket kann ein Antrag nur dann für offenkundig unbegründet erklärt werden, 
wenn die antragstellende Person sowohl aus einem als sicherer Herkunftsstaat ein-
gestuften Land kommt als auch die Möglichkeit hat, diese Einstufung zu widerlegen. 
Es ist angemerkt worden, dass dies Asylsuchenden aus als sicher eingestuften Her-
kunftsstaaten eine höhere Beweislast aufbürdet, woraus sich eine Diskriminierung im 
Sinne von Artikel 3 der Flüchtlingskonvention ergeben könnte.

•	 Zudem hat der UNHCR darauf hingewiesen, dass viele Staaten die gesamte Beweis-
last auf die Antragstellenden abwälzen, obwohl es eine gemeinsame Pflicht der an-
tragstellenden Person und der entscheidenden Behörde sein sollte, die Fakten zu er-
mitteln.

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2024/762315/EPRS_BRI(2024)762315_EN.pdf
https://www.unhcr.org/publications/background-note-safe-country-concept-and-refugee-status
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2024/762315/EPRS_BRI(2024)762315_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2024/762315/EPRS_BRI(2024)762315_EN.pdf
https://timep.org/2022/12/08/lebanons-refugee-and-asylum-legal-framework/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2024/762315/EPRS_BRI(2024)762315_EN.pdf
https://www.unhcr.org/media/1951-refugee-convention-and-1967-protocol-relating-status-refugees
https://www.refworld.org/sites/default/files/attachments/4bab55ea2.pdf
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Die Lage in Syrien und die internationale Reaktion auf Geflüchtete

Unter dem früheren Assad-Regime mussten die Syrer*innen jahrzehntelang Unterdrückung, sys-
tematische Menschenrechtsverletzungen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit erdulden. 
Willkürliche Massenverhaftungen waren weit verbreitet; die Menschen waren schwerer Folter, 
unmenschlicher Behandlung, Erniedrigung und Verfolgung ausgesetzt. Im Jahr 2011 kam es zu 
Massenaufständen gegen die Unterdrückung durch das Assad-Regime, das mit noch größerer 
Gewalt antwortete. In der Folge formierten sich mehrere bewaffnete Gruppen und entfachten ei-
nen 13 Jahre andauernden, blutigen Konflikt. Zunächst hieß die internationale Gemeinschaft sy-
rische Geflüchtete willkommen. Mit der Zeit sahen sich die aufnehmenden Staaten jedoch zuneh-
mendem Druck und einer migrationsfeindlichen Stimmung ausgesetzt, die vor allem durch das 
Erstarken des rechten politischen Lagers befeuert wurden. In den letzten Jahren haben sowohl 
Nachbarländer Syriens als auch europäische Staaten syrische Geflüchtete regelmäßig an Land- 
und Seegrenzen zurückgewiesen. Dabei fiel häufig das Argument, es handele sich um „illegale“ 
Asylsuchende, die nicht über reguläre Migrationswege eingereist seien. Die Genfer Flüchtlings-
konvention besagt jedoch, dass irreguläre Einreisen nicht bestraft werden sollten, da Geflüchtete 
in manchen Fällen gegen Einwanderungsbestimmungen verstoßen müssen, um Asyl zu erhalten.

Die Lage in Syrien verschärfte sich in den Jahren des Konflikts, der zu einer zunehmenden Spal-
tung der Gesellschaft und weitreichenden Wirtschaftssanktionen führte. Trotz dieser Situation 
begannen mehrere Länder in Europa und im Nahen Osten, über die Möglichkeit zu diskutieren, 
Syrien oder Teile Syriens für sicher für die Rückführung von Geflüchteten zu erklären. Dänemark 
gehörte zu den ersten europäischen Staaten, die auf die Rückführung von Geflüchteten drängten, 
und erklärte, Damaskus sei sicher für die Rückkehr. Das Land hob den Schutzstatus Tausender 
syrischer Geflüchteter auf. Als die Aufhebung des Schutzstatus jedoch vor dem dänischen Be-
rufungsausschuss für Geflüchtete angefochten wurde, wurden 77 % der Entscheidungen wider-
rufen. Viele Geflüchtete erhielten in der Folge sogar einen höheren Schutzstatus als zuvor. Die 
Entscheidung Dänemarks wurde später auch vom Europäischen Gerichtshof abgelehnt. Dieser 
stellte fest, dass es nicht möglich ist, nur einen Teil eines Staatsgebiets als sicher für Rückkeh-
rer*innen einzustufen.

Seit dem Machtwechsel im Dezember 2024 ist die Lage in Syrien noch immer alles andere als si-
cher und stabil. Es gab schwere Angriffe auf Minderheiten, auf die die Übergangsregierung nicht 
schnell und entschieden genug reagierte. Sie hat den Opfern keinen angemessenen Schutz vor 
Verfolgung gewährleistet. Seit dem Amtsantritt der neuen Regierung wurden zwar positive Schrit-
te in Richtung Diplomatie und Garantien für den Schutz von Minderheiten unternommen, doch 
hat das Land noch einen langen Weg vor sich, bevor es die Kriterien eines sicheren Herkunfts-
staats erfüllen kann.

Im März 2025 kam es zu groß angelegten Racheakten gegen Alawiten an Syriens Küste, bei denen 
mehr als 1.400 Zivilist*innen getötet wurden. Hinzu kamen weitere Gewalttaten wie gezielte Ent-
führungen, Plünderungen und Vertreibungen. Die Unabhängige internationale Untersuchungs-
kommission der Vereinten Nationen (COI) zu Syrien berichtete, dass diese Menschenrechtsver-
letzungen sowohl von Streitkräften der derzeitigen Regierung als auch von privaten Akteuren 
begangen wurden. Der COI stellte ferner fest, dass die Angriffe systematisch und weit verbreitet 
waren und aller Wahrscheinlichkeit nach Kriegsverbrechen darstellten. Er merkte an, dass zwar 

https://www.unhcr.org/media/1951-refugee-convention-and-1967-protocol-relating-status-refugees
https://www.unhcr.org/media/1951-refugee-convention-and-1967-protocol-relating-status-refugees
https://www.hrw.org/news/2023/03/13/syrian-refugees-denmark-risk-forced-return
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/tout
https://www.ohchr.org/en/press-releases/2025/08/un-syria-commission-finds-march-coastal-violence-was-widespread-and
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etwa ein Dutzend Festnahmen erfolgt seien, das Ausmaß der Menschenrechtsverletzungen je-
doch eine viel entschiedenere Reaktion erfordere. 

Einige Monate später, im Juli 2025, kam es in Suweida zu Kämpfen zwischen Beduinen, die sich 
der neuen Regierung angeschlossen hatten, und bewaffneten Drusen. Dabei kamen schätzungs-
weise 1.600 Menschen ums Leben, Hunderte wurden verletzt und über 90.000 Menschen aus 
Suweida vertrieben. Auch in diesem Fall hat die Regierung nur zögerlich gehandelt und die Auf-
klärung und Bestrafung von begangenen Verbrechen – sei es durch beduinische oder drusische 
Kämpfer – steht noch aus. Präsident Al-Sharaa hat seine diskriminierende Haltung gegenüber 
den Drusen erneut unter Beweis gestellt, indem er die beduinischen Kämpfer lobte und die dru-
sischen Kämpfer als „gesetzeswidrige Gruppen” bezeichnete.

Seit der Machtübernahme hat Israel sporadisch Syrien bombardiert und dabei im vergangenen 
Jahr Dutzende Syrer*innen getötet. Zudem hat Israel unzählige illegale Angriffe auf das Land ver-
übt, darunter die Entführung mehrerer Syrer*innen mit der Begründung, sie stellten eine Bedro-
hung für Israel dar. Ende November kam es erneut zu einem Zwischenfall in Beit Jinn bei Damas-
kus, als israelische Streitkräfte versuchten, drei Personen festzunehmen. Dabei stießen sie auf 
Widerstand der Einheimischen, wobei sechs Soldaten verletzt wurden. Als Reaktion darauf griff 
Israel das Gebiet aus der Luft an. Bei dem Luftangriff wurden 13 Menschen getötet und Dutzende 
weitere verletzt. Israel hat auch in Suweida interveniert und behauptet, zum Schutz der Drusen 
gehandelt zu haben. Dies hat zu einer weiteren Spaltung zwischen den Volksgruppen in Syrien 
geführt und sogar innerhalb der drusischen Gemeinschaft Brüche verursacht, da einige die is-
raelische Intervention abgelehnt haben, während andere sie unterstützt haben. Kürzlich wurden 
mehrere Scheichs der Drusen von der „Nationalgarde“ – den mit dem drusischen Führer Hikmat 
al Hijri verbündeten Streitkräften – unter dem Vorwurf festgenommen, sich mit der Regierung ver-
bündet zu haben, um al Hijri zu ersetzen. Am 2. Dezember wurden die Leichen zweier Scheichs 
von der „Nationalgarde“ freigegeben. Es gibt Anzeichen dafür, dass sie zu Tode gefoltert wurden.
 
Es gab viele weitere kleinere Konflikte sowie religiöse Spannungen. Zu den jüngsten Vorfällen 
zählen die Gewaltausbrüche in Homs, bei denen mindestens zwei Menschen getötet und zehn 
weitere verletzt wurden, sowie der Terroranschlag vom 22. Juni auf eine Kirche in Damaskus, bei 
dem mindestens 22 Menschen getötet wurden. Seit dem Sturz des Assad-Regimes gab es darü-
ber hinaus Spannungen im Zusammenhang mit den innerstaatlichen Maßnahmen für eine Über-
gangsjustiz. Die neue Regierung erließ ein Dekret zur Einrichtung eines nationalen Ausschusses, 
der die Menschenrechtsverletzungen, die vom Assad-Regime  begangen wurden, aufdecken soll. 
Die Zehntausenden Opfer, die unter den grausamen Verbrechen anderer bewaffneter Gruppen 
im Land gelitten haben, finden in dem Dekret allerdings keine Erwähnung. Diese ungleiche Be-
handlung der Opfer vor dem Gesetz hat zur Polarisierung der syrischen Zivilgesellschaft geführt. 
Während einige beginnen, den Versprechen von Gerechtigkeit und Frieden zu vertrauen, verteidi-
gen andere die neue Regierung vehement gegen Kritik und werfen den Kritiker*innen manchmal 
vor, Assad-Anhänger*innen zu sein. Wenn Frieden und Stabilität wirklich für alle das oberste Ziel 
sind, muss etwas getan werden, um diese Spannungen und Ungleichheiten zu adressieren und 
zu beheben.

https://www.hrw.org/news/2025/07/22/syria-abuses-humanitarian-emergency-amid-sweida-clashes
https://today.lorientlejour.com/article/1487228/summary-executions-and-tensions-sweida-plunges-deeper-into-turmoil.html
https://www.hrw.org/news/2025/07/22/syria-abuses-humanitarian-emergency-amid-sweida-clashes
https://de.euronews.com/2025/11/29/israel-syrien-libanon
https://de.euronews.com/2025/11/29/israel-syrien-libanon
https://today.lorientlejour.com/article/1487228/summary-executions-and-tensions-sweida-plunges-deeper-into-turmoil.html
https://apnews.com/article/syria-homs-sectarian-tensions-f3e920ced4cde90f15552b768d720e7d
https://press.un.org/en/2025/sc16103.doc.htm
https://jfl.ngo/en/the-last-hope-for-a-broader-transitional-justice-pathway-in-syria/
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Die geschilderten Umstände verdeutlichen die fragile Lage in Syrien und machen klar, dass Sy-
rien die folgenden Kriterien für einen sicheren Herkunftsstaat nicht erfüllt:

1.	 Es besteht keine Bedrohung durch willkürliche Gewalt oder Konflikte: Die hohe Zahl an 
Angriffen und Konflikten im Laufe des vergangenen Jahres in verschiedenen Teilen Syriens 
zeigt, dass die Bedrohung durch willkürliche Gewalt und Konflikte sehr real ist. 

2.	 Generell und durchgängig besteht keine Gefahr der Verfolgung, Folter oder unmensch-
licher und erniedrigender Behandlung: Die Angriffe auf die Minderheiten der Alawiten und 
Drusen sowie das zögerliche Eingreifen der Regierung, um diesen Angriffen ein Ende zu 
setzen, deuten darauf hin, dass die Verfolgung nicht vorübergehend ist. Darüber hinaus 
gibt es weiterhin Berichte über Folter und unmenschliche Behandlung von Inhaftierten 
durch Regierungstruppen oder andere bewaffnete Gruppen. Die jüngsten Todesfälle in Su-
weida sind ein Beispiel hierfür.

3.	 Zugang zur Justiz für Opfer von Rechtsverletzungen: Das Regierungsdekret zur Über-
gangsjustiz in Syrien konzentriert sich ausschließlich auf Verbrechen, die vom Assad-Re-
gime begangen wurden. Dies bedeutet, dass Opfer von Verbrechen anderer Gruppen wahr-
scheinlich keine Gerechtigkeit für das Leid erfahren werden, das ihnen angetan wurde. 
Das deutet darauf hin, dass es Möglichkeiten gibt, das Gesetz auf diskriminierende Weise 
anzuwenden. Unter diesen Umständen kann Syrien nicht als sicherer Herkunftsstaat ein-
gestuft werden.

Politische Implikationen und Empfehlungen

Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten gelten in der Weltgemeinschaft als Vorreiter in 
den Bereichen Menschenrechte und Völkerrecht. Europa spielte bei der Entwicklung und Schaf-
fung des Völkerrechts, von Menschenrechtsabkommen und -konventionen sowie bei der Fest-
legung von Standards für deren Anwendung eine wichtige Rolle. Allerdings wenden die europäi-
schen Staaten diese Regeln und Standards immer häufiger in einer Weise an, die die Rechte und 
den Schutz von Geflüchteten beeinträchtigt.

Die Verwässerung der Definition des Begriffs „sicherer Herkunftsstaat“ zugunsten einer populisti-
schen Anti-Migrationspolitik ist ein Beispiel für die Aushöhlen von Schutzrechten Asylsuchender. 
Sie stehen im Zusammenhang mit Menschenrechtsverletzungen, wie gewaltsame Zurückweisun-
gen von Migrant*innen an Land- und Seegrenzen, die zu Tausenden von Todesopfern geführt 
haben. Hinzu kommt eine zunehmende Externalisierung von Asylverfahren in Drittstaaten, ob-
wohl diese Länder Menschenrechtsverletzungen an Migrant*innen und Geflüchteten begehen. 
Solche Maßnahmen und Praktiken stellen voraussichtlich Rechtsverletzungen dar – unter ande-
rem gegen das Recht auf Leben, das Recht auf Asyl und den Grundsatz der Nicht-Zurückweisung. 
Inzwischen fühlen sich auch Europas Partner, vor allem jene im Globalen Süden, ermächtigt, 
derartige schädlichen Praktiken umzusetzen, was zu einer weiteren Aushöhlung des Flüchtlings-
schutzes geführt hat.

Die Versuche Syrien trotz der derzeitigen Lage im Land zum sicheren Herkunftsstaat zu erklären, 
könnten gefährliche Folgen haben, wie z. B. die Verfolgung von Rückkehrer*innen, zunehmende 
Spannungen zwischen den Volksgruppen in Syrien sowie den erneuten Ausbruch von Konflikten 
oder Gewalt. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass die neue Regierung Syriens ihre 
Fähigkeit und Bereitschaft zur Gewährleistung der Sicherheit der Bevölkerung im ganzen Land 
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noch unter Beweis stellen muss. Wird die Einstufung Syriens als „sicherer Herkunftsstaat“ weiter-
verfolgt, birgt dies die Gefahr einer weiteren Verwässerung der Standards für Flüchtlingsrechte 
und -schutz weltweit. 

Angesichts der geschilderten Situation und der Zusage der Europäischen Union, die Menschen-
rechte zu fördern, sowie der bestehenden Verpflichtungen der Mitgliedstaaten gegenüber Asyl-
bewerber*innen und Geflüchteten sollten die Europäische Union sowie ihre Mitgliedstaaten die 
folgenden Empfehlungen umsetzen, beginnend mit den wichtigsten politischen Prioritäten:

•	 Wiederherstellung der weltweiten Achtung der Rechte und des Schutzes von Geflüchteten 
durch die Wiederaufnahme einer Vorreiterrolle bei der Anwendung der Flüchtlingskonven-
tion, der EU-Asylgesetze sowie der höchsten Standards für den Schutz von Geflüchteten. 
Dazu gehört auch die Einhaltung der Leitlinien und Empfehlungen des UNHCR.

•	 Gründliche Untersuchung der Lage in Ländern, die für die Einstufung als sichere Herkunfts-
staaten in Betracht kommen, unter besonderer Berücksichtigung der Beiträge von Men-
schenrechtsverteidiger*innen und Organisationen der Zivilgesellschaft.

•	 Gewährleistung der Einstufung als sicherer Herkunftsstaat nur für Länder, die die erforder-
lichen Kriterien erfüllen, d. h. die generell sicher sind, in denen es keine Verfolgung, Fol-
ter oder andere weit verbreitete Menschenrechtsverletzungen gibt und in denen Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen Zugang zur Justiz haben.

Sekundäre und spezifische politische Empfehlungen:

•	 Änderung der Neufassung der Asylverfahrensrichtlinie, um sicherzustellen, dass Asylsu-
chende während eines laufenden Berufungsverfahrens in dem Land bleiben dürfen, in dem 
sie Asyl beantragt haben, damit das Recht auf Berufung gewahrt bleibt und mögliche Zu-
rückweisungen verhindert werden.

•	 Gewährleistung der Achtung des Rechts auf Asyl, indem Asylsuchenden eine sichere Ein-
reise nach Europa ermöglicht wird und sie ihren Asylantrag vor der zuständigen Behörde 
stellen können.

•	 Anerkennung und Beendigung von Rechtsverletzungen gegenüber Asylsuchenden und Ge-
flüchteten an den Grenzen Europas sowie Bekämpfung der Straflosigkeit durch die Verfol-
gung staatlicher Akteure, die Menschenrechtsverletzungen begangen haben.

•	 Beendigung der Externalisierung von Asylverfahren in Ländern, die Asyl- und Flüchtlings-
rechte verletzen.

Und schließlich, in Bezug auf Syrien:

•	 Unterlassung von Handlungen, die den Übergang Syriens zu Frieden und Stabilität weiter 
gefährden könnten, einschließlich einer verfrühten, groß angelegten Rückführung von Ge-
flüchteten. 

•	 Verurteilung von Rechtsverletzungen und Kriegsverbrechen aller Parteien in Syrien, ein-
schließlich der neuen Regierung und der bewaffneten Gruppen sowie der israelischen Ag-
gressionen und Verletzungen der Souveränität Syriens.

•	 Gewährleistung der Sicherheit, dass Syrien nicht als sicherer Herkunftsstaat eingestuft 
wird, bis die Bedingungen im Land die notwendigen Definitionen und Kriterien des EU-
Rechts erfüllen.
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